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Nr. 4/2023 (Redaktionsschluss Ende März 2023) 
 

Aktuelle Steuer-Nachrichten 
  

1. Aus Gesetzgebung und Verwaltung: 

a) Gesetzgebung: MinBestRLUmsG 

Am 20.03.2023 hat das BMF den Diskussionsentwurf für 
das Mindestbesteuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz 
(kurz MinBestRL-UmsG) veröffentlicht. Im Zentrum des 
242 Seiten umfassenden Gesetzentwurfs steht die Ein-
führung des Mindeststeuergesetzes (kurz MinStG) mit 89 
Paragrafen. Damit wird die EU-Richtlinie (EU 2022/2523) 
vom 15.12.2022 zur Gewährleistung einer globalen 
Mindestbesteuerung für multinationale Unternehmens-
gruppen und große inländische Gruppen in der Union 
umgesetzt. Das neue MinStG soll erstmals für Ge-
schäftsjahre anzuwenden sein, die nach dem 30.12.2023 
beginnen (§ 89 MinStG).  

Mit der Vorlage des Diskussionsentwurfs erhalten nun 
zunächst die Verbände die Gelegenheit zur Stellung-
nahme bis zum 21.04.2023. Anschließend wird das BMF 
einen überarbeiteten Referentenentwurf vorlegen und 
weitere Stellungnahmen anfordern. Danach wird der 
Gesetzentwurf von der Bundesregierung beschlossen. 
Damit startet das formale Gesetzgebungsverfahren, 
dessen Ende sich voraussichtlich bis in das zweite Halb-
jahr 2023 hinziehen kann. 

b) BMF: kürzere Gebäude-AfA nach der tatsächlichen 
Nutzungsdauer 

Die AfA für Gebäude erfolgt grundsätzlich gemäß § 7 
Abs. 4 Satz 1 EStG anhand von typisierten Prozentsät-
zen, die u.a. von der Nutzungsart und Datum des Bau-
antrags abhängig sind. Liegt dagegen eine kürzere tat-
sächliche Nutzungsdauer vor, kann die AfA nach § 7 
Abs. 4 Satz 2 EStG ausnahmsweise anstelle des typi-
sierten AfA-Satzes nach der nachgewiesenen kürzeren 
Nutzungsdauer berechnet werden. 

Mit BMF-Schreiben vom 22.02.2023 veröffentlicht das 
BMF nun seine Auffassung bzgl. des Nachweises der 
kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer nach § 7 Abs. 4 
Satz 2 EStG. Hintergrund des Schreibens ist das Urteil 
des BFH vom 28.07.2021 (IX R 25/19), wonach sich der 
Steuerpflichtige zum Nachweis der kürzeren Nutzungs-
dauer eines Gebäudes für AfA-Zwecke grundsätzlich 
jeder geeigneten Darlegungsmethode bedienen darf. 
Nachdem die ursprünglich im JStG 2022 geplante Ab-
schaffung der AfA nach der nachgewiesenen tatsächli-
chen AfA nicht umgesetzt wurde, verschärft nun die 
Finanzverwaltung ihre Anforderungen an den Nachweis 
der tatsächlichen kürzeren Nutzungsdauer. Erforderlich 

ist danach grundsätzlich eine konkrete Rechtfertigung, 
dass das Gebäude vor Ende des typisierten AfA-
Zeitraums wirtschaftlich oder technisch verbraucht ist 
(Rn. 6 ff.). Die Absicht, ein zunächst noch genutztes 
Gebäude abzubrechen oder zu veräußern, rechtfertige 
es noch nicht, eine kürzere Nutzungsdauer des Gebäu-
des zugrunde zu legen. Vielmehr sei dafür erforderlich, 
dass der Zeitpunkt der Nutzungsbeendigung des Ge-
bäudes feststeht, z.B. durch konkrete Abbruchvorberei-
tungen oder eine Abbruchsverpflichtung des Steuer-
pflichtigen (Rn. 9). Für besondere Betriebsgebäude oder 
bestimmte Gebäudeteile, die selbständige unbewegliche 
Wirtschaftsgüter sind, könne eine kürzere Nutzungs-
dauer ohne besondere Nachweispflicht angenommen 
werden (Rn. 10 ff.). Zudem werden in dem BMF-
Schreiben die für die Schätzung einer kürzeren tatsäch-
lichen Nutzungsdauer maßgeblichen Kriterien darge-
stellt (Rn. 17 ff.). Dazu gehören der technische Ver-
schleiß, die wirtschaftliche Entwertung sowie rechtliche 
Gegebenheiten, welche die Nutzungsdauer eines Ge-
genstands begrenzen können. Zudem ist der Nachweis 
der kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer durch Vorla-
ge eines Gutachtens zu erbringen. Dieses kann entwe-
der durch einen öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen für die Bewertung von bebauten und 
unbebauten Grundstücken oder von Personen, die von 
einer nach DIN EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle 
als Sachverständige oder durch einen Gutachter für die 
Wertermittlung von Grundstücken nach entsprechender 
Norm zertifiziert worden sind, erstellt werden. Ein Bau-
substanzgutachten sei jedoch dafür nicht erforderlich, 
kann aber hilfreiche Anhaltspunkte zur Beurteilung des 
Einzelfalls enthalten (Rn. 22 ff.). Die Übernahme der 
Restnutzungsdauer aus einem Verkehrswertgutachten 
oder die Verwendung der Modelle bzw. Modellansätze 
der ImmoWertV reichen laut BMF allerdings nicht aus. 
Die in dem Schreiben dargestellten Auffassungen sind 
auf alle offenen Fälle anzuwenden. 

2. Allgemeine Steuerzahlungstermine Mai und Juni 
2023 

Das erste Datum gibt den gesetzlichen Fälligkeitstermin 
an, das zweite Datum das Ende der Zahlungs-Schonfrist: 
LSt, Kirchen-LSt, Solz-LSt, USt: 10.05./15.05.; GewSt, 
GrSt: 15.05./18.05; ESt, KSt, KiSt, SolZ, LSt, Kirchen-LSt, 
SolZ-LSt, USt: 12.06./15.06. Hinweis: Schonfristen gelten 
nicht für Bar- und Scheckzahler.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2023-02-22-absetzung-fuer-abnutzung-von-gebaeuden-nach-der-kuerzeren-tatsaechlichen-nutzungsdauer.pdf?__blob=publicationFile&v=1


 

 
 

3.  BewG: Bewertung eines GmbH-Anteils mit stark 
disquotal ausgestalteten Rechten 

Im Urteil vom 16.11.2022 (X R 17/20) hat der BFH über 
die Bewertung von GmbH-Anteilen mit stark disquotal 
ausgestalteten Rechten entschieden. Bleiben danach 
die Gewinnbezugs- und Stimmrechte, mit denen ein 
Anteil an einer Kapitalgesellschaft ausgestattet ist, er-
heblich hinter dem Anteil am Nominalkapital zurück, ist 
dies bei der Ermittlung des gemeinen Werts des Anteils 
regelmäßig wertmindernd zu berücksichtigen, sofern die 
Liquidation der Gesellschaft nicht konkret absehbar ist.  

Zudem trage der Steuerpflichtige, der für eine Sachzu-
wendung einen höheren Wertansatz als den vom Finanz-
amt für zutreffend gehaltenen begehrt, hierfür die Fest-
stellungslast.  

4.  ESt: Bildung einer Pensionsrückstellung bei Pensi-
onszusagen unter Vorbehalt 

Im Urteil vom 06.12.2022 (IV R 21/19) beschäftigte sich 
der BFH mit den Voraussetzungen der Bildung von Pen-
sionsrückstellungen, wenn die Pensionszusage einen 
Vorbehalt enthält, wonach die Pensionsanwartschaft oder 
Pensionsleistung gemindert oder entzogen werden kann.  

Nach Ansicht des BFH ist in diesen Fällen die Bildung 
einer Pensionsrückstellung steuerrechtlich nur dann zu-

lässig, wenn der Vorbehalt positiv ‑ d.h. ausdrücklich ‑ 
einen nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung an-
erkannten, eng begrenzten Tatbestand normiert, der nur 
ausnahmsweise eine Minderung oder einen Entzug der 
Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung gestattet. 

5.  ESt: Arbeitgeber-Erstattung von Telefonkosten 

Mit seinem Urteil vom 23.11.2022 (VI R 50/20) hat der 
BFH zu § 3 Nr. 45 EStG entschieden, dass der geldwerte 
Vorteil des Arbeitnehmers aus der privaten Nutzung eines 
betrieblichen Mobiltelefons steuerfrei ist. Das betriebliche 
Mobiltelefon muss dabei dem Arbeitnehmer unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt werden. Laut BFH war es im kon-
kreten Fall unerheblich, dass der Arbeitgeber das Mobilte-
lefon von dem Arbeitnehmer zu einem niedrigen, auch 
unter dem Marktwert liegenden Preis erworben hat und er 
das Mobiltelefon dem Arbeitnehmer unmittelbar danach 
wieder zur privaten Nutzung überlassen hat. Eine unan-
gemessene Gestaltung i.S.d. § 42 AO konnte BFH hierin 
nicht sehen. Entscheidend sei, dass der Arbeitgeber 
durch den Kauf zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigen-
tümer der Mobiltelefone geworden ist. Für den BFH be-
stand zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei Ab-
schluss der Kaufverträge über die Mobiltelefone ein natür-
licher Interessengegensatz, sodass die steuerliche Aner-
kennung der Kaufverträge auch nicht nach Fremdver-
gleichsgrundsätzen zu versagen sei.  

6.  ESt: Zuflussbesteuerung bei Betriebsaufgabe 

Veräußert ein Steuerpflichtiger seinen Betrieb gegen 
wiederkehrende Bezüge im Rahmen des § 16 EStG, 
kann er bzgl. der Besteuerung des Veräußerungsge-
winns zwischen der Sofortbesteuerung und der Zufluss-
besteuerung wählen. Bei der Zuflussbesteuerung kommt 
es erst dann zur Besteuerung des Gewinns, wenn der 
Kapitalanteil der wiederkehrenden Leistungen das steu-
erliche Kapitalkonto des Veräußerers zuzüglich etwaiger 
Veräußerungskosten des Veräußerers übersteigt. Der in 
den wiederkehrenden Leistungen enthaltene Zinsanteil 
stellt dagegen bereits im Zeitpunkt des Zuflusses nach-
trägliche und steuerpflichtige Betriebseinnahmen dar. 
Der BFH hat nun in seinem Urteil vom 29.06.2022 (X R 
6/20) entschieden, dass dieses Wahlrecht auch ange-
wendet werden kann, wenn im Rahmen einer Betriebs-

aufgabe betriebliche Wirtschaftsgüter gegen wiederkeh-
rende Bezüge veräußert werden. 

7.  ErbSt: Keine Erbschaftsteuer bei Erwerb v. Inlands-
vermögen durch ausländischen Vermächtnisnehmer 

Der Erwerb durch Vermächtnis unterliegt grundsätzlich 
der Erbschaftsteuer. Der BFH entschied jedoch in seinem 
Urteil vom 23.11.2022 (II R 37/19), dass dies nicht im Fall 
des Vorliegens der beschränkten Steuerpflicht gilt (weder 
Erblasser noch Erbe gilt als Inländer). Grund hierfür ist, 
dass nur die Vermögenswerte von der beschränkten Erb-
schaftsteuerpflicht erfasst sind, wenn diese zum abschlie-
ßend aufgeführten Inlandsvermögen i.S.d. § 121 BewG 
zählen. Nach § 121 Nr. 2 BewG zählt zwar inländisches 
Grundvermögen zum steuerpflichtigen Inlandsvermögen. 
Doch die Zuwendung inländischen Grundvermögens im 
Fall eines vermächtnisweisen Anspruchs unterliegt aus 
Sicht des BFH nicht der beschränkten Erbschaftsteuer-
pflicht, da es sich hierbei nur um einen bloßen schuld-
rechtlichen Anspruch (sog. „Sachleistungsanspruch“) han-
delt. Schließlich, so der BFH, sei auch denkbar, dass der 
Anspruch auf die Eigentumsübertragung niemals vollzo-
gen würde. Auch eine (ergänzende) Auslegung gegen 
den insoweit klaren Gesetzeswortlaut sieht der BFH nicht. 
Daher fällt laut BFH ein schuldrechtlicher Anspruch nicht 
unter den Begriff des Inlandsvermögens des § 121 BewG. 
Das Vermächtnis an einem inländischen Grundstück unter-
liegt daher nicht der beschränkten Erbschaftsteuerpflicht. 

8.  USt: Besteuerung der Vermietung nicht ortsfester 
Wohncontainer an Arbeitnehmer 

Die Vermietung von Grundstücken ist nach § 4 Nr. 12 
UStG grundsätzlich steuerfrei. Dagegen ist die Vermie-
tung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer 
zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, 
umsatzsteuerpflichtig. Allerdings unterliegt diese steuer-
pflichtige Vermietung nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 
UStG dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %.  

Der BFH hatte sich in seinem Urteil vom 29.11.2022 (XI R 
13/20) mit der Frage zu beschäftigen, ob die kurzfristige 
Beherbergung von Arbeitnehmern (hier von Erntehelfern) 
z.B. in Wohncontainern auch dem ermäßigten Steuersatz 
unterliegen. Der BFH stellte fest, dass § 12 Abs. 2 Nr. 11 
Satz 1 UStG nicht nur die Vermietung von Grundstücken 
und mit diesen fest verbundenen Gebäuden betrifft, son-
dern allgemein die Vermietung von Wohn- und Schlaf-
räumen durch einen Unternehmer zur kurzfristigen Be-
herbergung von Fremden und damit auch die Vermietung 
von Wohncontainern an Erntehelfer. Damit stellte sich der 
BFH gegen die Auffassung des Finanzamts. 

9. Steuerbarkeit bei Veräußerungen v. Kryptowährungen 

In seinem Urteil vom 14.02.2023 (IX R 3/22) bestätigt der 
BFH, dass Gewinne aus dem Verkauf von Kryptowährun-
gen als sog. (andere) Wirtschaftsgütern der Steuerpflicht 
der privaten Veräußerungsgeschäfte i.S.d. § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Satz 1 EStG unterliegen. Dabei gilt die einjäh-
rige Spekulationsfrist. Werden demnach Kryptowährungen 
innerhalb eines Jahres angeschafft und wieder veräußert, 
unterliegen sie dem persönlichen Einkommensteuersatz. 
Eine Anschaffung i.S. von § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG 
liege insbesondere vor, wenn sie im Tausch gegen Euro, 
gegen eine Fremdwährung oder gegen andere virtuelle 
Währungen erworben werden. Dagegen werden sie ver-
äußert i.S.d. der Vorschrift, wenn sie in Euro oder gegen 
eine Fremdwährung zurückgetauscht oder in andere Cur-
rency Token umgetauscht werden. 

Außerdem stellte der BFH fest, dass bei der Erfassung und 
Besteuerung von Veräußerungsgeschäften mit Currency 
Token im Jahr 2017 kein normatives Vollzugsdefizit vor-
liegt. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310039/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210232/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210232/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310038/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310061/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310061/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310057/

